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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Um das 2011 geschaffene Zwangsmassnahmengericht zu entlasten, forderte eine
parlamentarische Initiative Poggia (mcg, GE), dass der von der Staatsanwaltschaft
erlassene Strafbefehl für eine unbedingte Freiheitsstrafe der Anordnung einer
einmonatigen Untersuchungshaft gleichkomme. Nach der geltenden Regelung steht es
der Staatsanwaltschaft nicht zu, selbst eine Untersuchungshaft anzuordnen. Der
Nationalrat wollte die Untersuchungshaft aber auch weiterhin von dem Strafbefehl
getrennt wissen und lehnte daher das Begehren mit 126 zu 58 Stimmen ab. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.12.2013
NADJA ACKERMANN

Die Bekämpfung von Identitätsmissbrauch war das Ziel einer 2013 eingereichten
parlamentarischen Initiative Poggia (mcg, GE). Das Anliegen verlangte, mittels digitaler
Kommunikationsmittel begangenen Identitätsmissbrauch unter Strafe zu stellen, sofern
eine subjektive Schädigungsabsicht gegeben ist. Da im Herbst 2014 nur die RK-NR,
nicht aber die RK-SR, der Initiative Folge gegeben hatte, wurde sie im Herbst 2015 im
Nationalrat behandelt. Dessen Kommissionsmehrheit anerkannte den Handlungsbedarf,
war aber mittlerweile zum Schluss gekommen, das Problem solle besser über die zu
diesem Zeitpunkt bereits in beiden Räten gutgeheissene Motion Comte (fdp, NE)
angegangen werden. Eine knappe Mehrheit der grossen Kammer folgte dieser
Argumentation versenkte die Initiative. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.09.2015
KARIN FRICK

Die geltende Rechtslage lässt Angehörige von Opfern, die durch eine Straftat ums Leben
gekommen sind, nur dann als Privatkläger auftreten, wenn sie Zivilklage gegen die
beschuldigte Person erheben. Kann gegen die beschuldigte Person keine Zivilklage
erhoben werden, beispielsweise gegen medizinisches Personal öffentlicher Spitäler,
können die Angehörigen der verstorbenen Person keine unmittelbare Verletzung ihrer
eigenen geistigen, körperlichen oder sexuellen Integrität geltend machen (Pa.Iv. 12.463).
Auch bei einem überlebenden Opfer sei nicht klar, ob dieses im Prozess als Partei
auftreten könne, selbst wenn es gegen die beschuldigte Person keine zivilrechtlichen
Ansprüche geltend machen kann (Pa.Iv. 12.492). Zur Beseitigung dieser Ungleichheiten
und Unklarheiten betreffend die Privatklägerschaft im Strafprozess hatte Mauro Poggia
(mcg, GE) im Jahr 2012 zwei parlamentarische Initiativen zu entsprechenden
Anpassungen der Strafprozessordnung eingereicht.

Auch Daniel Jositsch (sp, ZH) wollte mit zwei im gleichen Jahr eingereichten
parlamentarischen Initiativen die Strafprozessordung ändern. Zum einen soll die Gefahr
einer Wiederholungstat auch bei Ersttätern und nicht wie bisher nur bei
Wiederholungstätern als Haftgrund vorgesehen werden (Pa.Iv. 12.495), zum anderen soll
bei Haft- und Haftentlassungsentscheiden nicht nur der verhafteten Person, sondern
auch der Staatsanwaltschaft ein Beschwerderecht zukommen (Pa.Iv. 12.497).

Allen vier Initiativen wurde von den Rechtskommissionen beider Räte Folge gegeben.
Der Nationalrat verlängerte im Frühling 2016 auf Antrag seiner Kommission die Frist zur
Ausarbeitung eines Erlassentwurfs bis zur Frühjahrssession 2018. Bei Anpassungen der
Strafprozessordnung will man vorerst Zurückhaltung üben, bis der Bundesrat dem
Parlament bis spätestens Ende 2018 ohnehin einen Revisionsentwurf zur
Strafprozessordnung vorgelegt haben wird. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.03.2016
KARIN FRICK

Um den Vorschlägen des Bundesrates zur Anpassung der Strafprozessordnung nicht
vorzugreifen – diese sollten Anfang 2019 dem Parlament vorgelegt werden –, verlängerte
der Nationalrat auf Antrag seiner Rechtskommission die Frist für die vier
parlamentarischen Initiativen Poggia (mcg, GE; Pa.Iv. 12.463 und Pa.Iv. 12.492) und
Jositsch (sp, ZH; Pa.Iv. 12.495 und Pa.Iv. 12.497) um weitere zwei Jahre bis zur
Wintersession 2020. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2018
KARIN FRICK
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Die mittels vier parlamentarischen Initiativen Poggia (mcg, GE; Pa.Iv. 12.463, 12.492) und
Jositsch (sp, ZH; Pa.Iv. 12.495, 12.497) geforderten Anpassungen der
Strafprozessordnung wurden von der RK-NR im Rahmen der laufenden StPO-Revision
diskutiert. Dabei nahm sie die Forderungen nach der Möglichkeit zur
Untersuchungshaft bei qualifizierter Wiederholungsgefahr (Pa.Iv. 12.495) sowie nach
der Ausweitung der Beschwerdeberechtigung bei Haftentscheiden auf die
Staatsanwaltschaft (Pa.Iv. 12.497) in die StPO-Revision auf. Bei den anderen beiden
Anliegen betreffend die Privatklägerschaft im Strafprozess (Pa.Iv. 12.463) und die
Zulassung zum Bundesgericht (Pa.Iv. 12.492) sah sie keinen Handlungsbedarf. Nach ihrer
intensiven Auseinandersetzung mit der Thematik beantragte die RK-NR ihrem Rat, die
vier parlamentarischen Initiativen abzuschreiben, was dieser in der Frühjahrssession
2021 stillschweigend tat. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.03.2021
KARIN FRICK

1) AB NR, 2013, S. 1977 ff.
2) AB NR, 2015, S. 1380 f.; Kommissionsbericht RK-NR vom 29.05.2015
3) AB NR, 2016, S. 546; Kommissionsbericht RK-NR vom 25.02.2016
4) AB NR, 2018, S. 2208; Kommissionsbericht RK-NR vom 25.10.18 (12.463 u.a.)
5) AB NR, 2021, S. 651; Kommissionsbericht RK-NR vom 15.1.21
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